




 

Untere Wasser- und Bodenschutzbehörde 

Aus wasserrechtlicher Sicht bestehen gegen den o.a. Bebauungsplan keine grundsätzlichen Bedenken.  

Das Vorhaben wird bei der Untere Wasser- und Bodenschutzbehörde unter dem Az.: 660-00/125-26 

geführt. 

Hinsichtlich der Niederschlagswasserbewirtschaftung verweisen wir auf die wasserwirtschaftlichen 

Grundsätze des § 55 Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz hin, wonach Niederschlagswasser ortsnah 

versickert, verrieselt oder direkt über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein 

Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche 

Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen.   

Wir empfehlen bereits im Bauleitplanverfahren zu prüfen ob eine Versickerung vor Ort mit 

vertretbarem Aufwand möglich ist. Das ortsnahe Einleiten schadloser Niederschlagswässer in ein 

Gewässer kann je nach abflusswirksamer Fläche zum Gemeingebrauch gehören und über das 

Anzeigeverfahren gem. § 22 iVm § 108a LWG geregelt werden oder bedarf gem. §§ 8, 9 WHG der 

wasserrechtlichen Erlaubnis.  

Sofern Anlagen zur gezielten Versickerung hergestellt werden, ist die wasserrechtliche Erlaubnis 

gem.§§ 8,9 Wasserhaushaltgesetz (WHG) mit entsprechenden Antragsunterlagen, bei der gem. § 19 

Landeswassergesetz (LWG) zuständigen Behörde zu beantragen. 

Das ortsnahe Einleiten von Niederschlagswässer in das Grundwasser durch schadlose Versickerung 

(Versickerungsmulde) ist gem. § 44a LWG zwar erlaubnisfrei, ist aber unter den in § 44a LWG 

aufgeführten Voraussetzungen anzeigepflichtig.  

Im nördlichen Plangebiet befindet sich der Heilbach ein Gewässer 3. Ordnung.  

Gemäß § 31 LWG ist für sämtliche Anlagen ein Mindestabstand von 10 m zum Gewässer einzuhalten. 

Für Anlagen, bei denen eine Unterschreitung dieses Mindestabstandes erforderlich wird, ist eine 

Genehmigung bei der Unteren Wasser- und Bodenschutzbehörde zu beantragen. 

Wir weisen darauf hin, dass der Gewässerrandstreifen gem. § 33 des Landeswassergesetzes (zuletzt 

geändert durch Gesetz vom 22.12.2025) im Außenbereich und innerhalb im Zusammenhang bebauter 

Ortsteile 5 Meter breit ist und gem. § 33 Abs. 2 Nr. 1 LWG die Errichtung baulicher Anlagen und 

sonstigen Anlangen, soweit sie nicht standortgebunden oder wasserwirtschaftlich erforderlich sind, 

verboten ist.  

Ebenso auch die nur zeitweise Lagerung von Gegenständen, die den Wasserabfluss behindern können 

oder fortgeschwemmt werden können.  

Wir weisen darauf hin, dass Maßnahmen, bei denen aufgrund der Tiefe des Eingriffes in den 

Untergrund mit Grundwasserfreilegungen (Temporäre Grundwasserhaltung) gerechnet werden muss, 

der wasserrechtlichen Erlaubnis gem. § 8 ff Wasserhaushaltsgesetz (WHG) bedarf. Diese ist rechtzeitig 

vor Beginn der Maßnahme durch Vorlage qualifizierter Antrags- und Planunterlagen bei der Unteren 

Wasserbehörde zu beantragen ist. 

 




